
Aktenzeichen: 1 ABF 51/85
Bundesarbeitsgericht 1. Senat Beschluß vom 13. Januar 1987

- 1 ABF 51/85 -
I. Arbeitsgericht Beschluß vom 18. Dezember 19^4

Berlin - 9 BV 7/84 -
II. Landesarbeitsgericht Beschluß vom 30. Mai 1985

Berlin - 7 Ta BV 1/85 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Mitbestimmung bei übertariflichen Zulagen

Gesetz: BetrVG $ 87 Abs. 1 Nr. 10, § 87 Abs. 1; ArbGG $ 2 a Abs. 1
Nr. 1, Abs. 2; ZPO § 253 Abs. 2 Nr. 2, 5 256 Abs. 1

Leitsatz:
Der Betriebsrat hat nicht mitzubestimmen, wenn der Arbeit­
geber die finanzielle Belastung durch freiwillige überta­
rifliche Zuschläge insgesamt kürzen will. Er hat nach 5 87 
Abs 1 Nr 10 BetrVG mitzubestimmen darüber, wie das gekürzte 
Zulagenvolumen auf die von der Kürzung betroffenen Arbeit­
nehmer verteilt werden soll (im Anschluß an BAG Beschluß vom 
17. Dezember 1985 - 1 ABF 6/84 - zur Veröffentlichung vor­
gesehen ).
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1 ABR 51/85
7 Ta BV 1/85 Berlin
VerkUndet am 
13. Januar 1987
Zeuner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Beschluß

In Sachen

PP.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Anhörung vom 13. Januar 1987 durch den 
Präsidenten Professor Dr. Kissel, die Richter Dr. Heither 
und Matthes sowie den ehrenamtlichen Richter Weinmann und 
die ehrenamtliche Richterin Lappe beschlossen:JLaw – Gesetze und Urteile
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1. Auf die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Berlin vom 30. Mai 198? - 7 Ta BV 1/85 - 
teilweise aufgehoben.

2. Auf die Beschwerde des Arbeitgebers wird 
der Beschluß des Arbeitsgerichts Berlin 
vom 18. Dezember 1984 - 9 BV 7/84 - teil­
weise abgeändert.

3. Die Beschlußformel wird klarstellend neu 
gef aßt:

a) Der Antrag des Betriebsrats festzu­
stellen, daß er bei der Kürzung des
Zulagevolumens insgesamt mitzubestim­
men hat, wird abgewiesen.

b) Es wird festgestellt, daß der Be­
triebsrat mitzubestimmen hat bei der 
Verteilung des gekürzten Zulagevolu­
mens auf die betroffenen Arbeitneh­
mer .

4. Die weitergehende Beschwerde und die wei-
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tergehende Rechtsbeschwerde des Arbeitge 
bers werden zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e :

A. Arbeitgeber und Betriebsrat streiten Uber ein Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats Bei der Kürzung von Zeit Zuschlägen in 
Akkordzeitvorgaben.

Der Arbeitgeber beschäftigte in seinem zum Bereich der me­
tallverarbeitenden Industrie in Berlin gehörenden Betrieb ca.
420 Arbeitnehmer. Im Zusammenhang mit der Übernahme der D 
Metallwerke GmbH durch den Arbeitgeber wurden im Jahre 1P76 die 
Akkordvorgabezeiten auf der Grundlage von Arbeitszeitstudien nach 
REFA neu ermittelt. Um einerseits die vorher sehr hohen Akkord­
löhne verringern und andererseits die sich bei einer Entlohnung 
allein auf der Grundlage der neuen REFA-Zeiten ergebenden erheb­
lichen Lohneinbußen der Arbeitnehmer in Grenzen halten zu können, 
sollten die Löhne schrittweise abgebaut werden. Verdienstgrade, 
die über 175 % des Akkordrichtsatzes hinausgingen, wurden ge­
strichen. Der Anteil der Entlohnung, der einem Verdienstgrad von 
150 % bis 175 % entsprach, wurde in einen DM-Betrag umgerechnet 
und dem Mitarbeiter als individuelle Ausgleichszulage gezahlt.
Die Absicherung bis zu 150 % erfolgte in der Weise, daß auf die 
nach REFA ermittelten Zeitvorgaben ein Zuschlag gewährt wurde,JLaw – Gesetze und Urteile
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indem der Zeitfaktor um 50 % erhöht wurde.

Im Jahre 1984 wollte der Arbeitgeber die Zeitvorgaben, die 
als Zuschlag zu den nach REFA ermittelten Zeitvorgaben weiter­
gewährt worden waren, kürzen. Er gab am 19. Juli 1984 durch 
Werksmitteilung Nr. 532 den Arbeitnehmern bekannt:

"Nach der Einigung zwischen den TarifPartnern 
werden bei der K GmbH die
Tariflöhne und -gehälter zum 01.07.1984 um 
3,3 % erhöht.
Um die GleichbehandTüng der Gehaltsempfänger, 
der Lohnempfänger im Zeitlohn und der Lohn­
empfänger im Akkordlohnsystem weitestgehend 
zu erhalten, ist es notwendig, die freiwil­
lig gewährten Zeitzuschläge in den Akkordzeit­
vorgaben für die Lohnempfänger im Akkordlohn­
system zum 01.08.1984 um 1,5 Prozentpunkte 
zu kürzen.
Die Geschäftsführung sieht sich zu diesem 
Schritt gezwungen, damit unsere Wettbewerbs­
fähigkeit unter den in- und ausländischen 
Wettbewerbern nicht gemindert wird. Diese 
getroffene Maßnahme trägt mit dazu bei, die 
vorhandenen Arbeitsplätze zu erhalten. ..."

Der Betriebsrat hat die Auffassung vertreten, der Arbeitge­
ber habe durch die mit der Werksmitteilung Nr. 532 bekanntgege­
bene Kürzung der Zuschläge sein Mitbestimmungsrecht nach § 87 
Abs. 1 Nr. 10 und 11 BetrVG verletzt. Der Arbeitgeber habe 
durch die einseitige Maßnahme auch gegen den Tarifvertrag über 
nachwirkende Lohnbestimmungen für die Arbeiter in der Berliner 
Metallindustrie (bisher § ?3 MTV) verstoßen.

Der Betriebsrat hat beantragt
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1. festzustellen, daß die mit der Werks­
mitteilung Nr. 532 vom 19. Juli 1984 
seitens des Arbeitgebers einseitig vor­
genommene Kürzung der Akkordvorgabe­
zeiten für die Lohnempfänger rechtsun­
wirksam sei,

2. hilfsweise
festzustellen, daß die Kürzung der Ak­
kordvorgabezeiten für die Lohnempfänger, 
wie von dem Arbeitgeber mit der Werks­
mitteilung Nr. 532 vom 19. Juli 1984 
vorgenommen, der Mitbestimmung des Be­
triebsrats unterliege.

Der Arbeitgeber hat beantragt, die Anträge zurückzuweisen.
Er hat die Auffassung vertreten, mit der Kürzung der Vorgabezei­
ten um 1,5 % habe er nicht in den mitbestimmten Teil der nach 
arbeitswissenschaftlichen Grundsätzen ermittelten Vorgabezeit 
eingegriffen. Von diesem Teil der gesamten Vorgabezeit sei der 
freiwillig gewährte Zeitanteil (Zeit Zuschlag) zu trennen. Auf die 
Freiwilligkeit des Zeitzuschlags habe er gegenüber dem Betriebs­
rat und gegenüber den Mitarbeitern immer wieder hingewiesen. Im 
Grunde habe es sich bei der am 19. Juli 1984 angekündigten Maß­
nahme nicht um eine Kürzung des freiwilligen Zuschlags gehandelt, 
vielmehr habe nur verhindert werden sollen, daß die Tariflohner­
höhung von 3,3 % auch noch auf den freiwillig gewährten Ver­
dienstanteil hätte gezahlt werden müssen.

Das Arbeitsgericht hat dem Hauptantrag stattgegeben. Das 
Landesarbeitsgericht hat die Beschwerde des Arbeitgebers zurück­
gewiesen. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde will der Arbeit­
geber erreichen, daß der Antrag des Betriebsrats abgewiesen wird.
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B. Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers ist zum Teil begrün­
det. Der Betriebsrat hat nicht mitzubestimmen, soweit der Ar­
beitgeber das Volumen für die Zahlung von Zuschlägen insgesamt 
gekürzt hat. Er hat mitzubestimmen bei der Verteilung des ge­
kürzten Volumens auf die betroffenen Arbeitnehmer.

I. Der Antrag ist zulässig, er bedarf aber der Auslegung.

1. Der Antrag gibt das Ziel, das der Betriebsrat in diesem 
Verfahren erreichen will, nicht zutreffend wieder. Der Wortlaut 
des Hauptantrags könnte dafür sprechen, daß es dem Betriebsrat um 
die Klärung der individual-rechtlichen Ansprüche der im Betrieb 
beschäftigten Arbeitnehmer ginge. Für die Feststellung von 
Rechtsverhältnissen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern wäre 
das Beschlußverfahren aber nicht die richtige Verfahrensart. Das 
Beschlußverfahren findet nur statt in Angelegenheiten aus dem 
Betriebsverfassungsgesetz ($ 2 a Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 ArbGG).
Doch hat der Betriebsrat von Anfang an geltend gemacht, Ziel des 
Verfahrens sei die "Sicherung seines Mitbestimmungsrechts". Das 
kommt auch im Hilfsantrag deutlich zum Ausdruck. Danach will der 
Betriebsrat '''Testgestellt wissen, daß die vom Arbeitgeber mit der 
Werksmitteilung Nr. 532 verfügte Kürzung der Akkordvorgabezeiten 

seinem Mitbestimmungsrecht unterliegt.

Dieses'Mitbestirtmungsrecht nimmt der Betriebsrat in zweier­
lei Hinsicht in Anspruch: Zum einen steht er auf dem Standpunkt, 
der Arbeitgeber dürfe die Zulagen, die er in Form von erhöhten 
Akkordvorgabezeiten gezahlt habe, nicht einseitig kürzen oder die
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sich aus den Vorgabezeiten ergebenden Lohnforderungen auf Tarif­
lohnerhöhungen anrechnen. Zum anderen beanstandet der Betriebs­
rat, daß der Arbeitgeber das Mitbestimmungsrecht bei der Vertei­
lung des verbliebenen Zulagevolumens auf die von der Zulagenzah­
lung begünstigten Arbeitnehmer nicht beachtet habe. Das hat der 
Betriebsrat bei der mündlichen Anhörung klargestellt.

2. Beide Anträge des Betriebsrats sind zulässig. Sie betreffen 
Rechtsverhältnisse zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat, an deren 
alsbaldiger Feststellung der Betriebsrat ein rechtliches Inter­
esse hat (§ 256 Abs. 1 ZPO). Es geht um Bestehen und Umfang von 
Mitbestimmungsrechten, die cter Arbeitgeber bestreitet. Beide An­
träge sind auch bestimmt genug im Sinne von 5 253 Abs. 2 Nr. 2 
ZPO. Diese Bestimmung ist auf das Beschlußverfahren und die in 
ihm gestellten Anträge entsprechend anzuwenden (BAG MM, 226, 232 
f. r AP Nr. 11 zu 5 87 BetrVG 1972 Arbeitszeit, zu B der Grün­
de; Beschluß vom 10. Juni 1986 - 1 ABR 61/8M -, zu B II 2 der 
Gründe, zur Veröffentlichung vorgesehen). Der Betriebsrat hat die 
Maßnahmen des Arbeitgebers, an denen das Mitbestimmungsrecht be­
ansprucht wird, so genau bezeichnet, daß keine vernünftigen 
Zweifel über den Umfang der Rechtskraft des verfahrensabschlie­
ßenden Beschlusses bestehen.

II. Mit seinem ersten Antrag (Mitbestimmungsrecht bei der Be­
stimmung des Gesamtvolumens der Zulagen) muß der Betriebsrat 
scheitern. Insoweit besteht kein Mitbestimmungsrecht. Der zweite 
Antrag des Betriebsrats (Mitbestimmungsrecht bei Verteilung der 
Zulagen) hat dagegen Erfolg; insoweit besteht ein Mitbestim-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8 -

mungsrecht des Betriebsrats.

1. Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei der Bestimmung 
des Gesamtvolumens der Zulagen könnte sich nur aus  ̂ 87 Abs. 1 
Mr. 10 oder Nr. 11 BetrVG ergeben.

a) Der Betriebsrat hat für diese Angelegenheit - Kürzung der 
Vorgabezeiten - kein Mitbestimmungsrecht nach 5 87 Abs. 1 Nr.
11 BetrVG. Nach dieser Bestimmung hat der Betriebsrat mitzube­
stimmen bei der Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze und 
vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte einschließlich der 
Geldfaktoren. Die Vorgabezeiten sind zwar solche Entgeltfaktoren. 
Aus ihnen ergibt sich das Entgelt, das der Arbeitnehmer für einen 
abgeschlossenen Arbeitsvorgang erhalten soll. Doch gehört nur ein 
Teil der für die einzelnen Arbeitsvorgänge ermittelten Vorgabe­
zeiten zu diesen Geldfaktoren im Sinne von § 87 Abs. 1 Nr. 11 
BetrVG. Ein Teil des Verdienstes, den der Arbeitnehmer bei Zu­
sammenrechnung der Akkordvorgabezeiten erzielt, ist Tariflohn, 
ein weiterer Teil ist eine vom Arbeitgeber freiwillig gezahlte 
Ubertarifliche Zulage.

Nach § 20 des Manteltarifvertrags für die Arbeiter der Ber­
liner Metallindustrie vom 20. Oktober 1981 sind die Vorgabezei­
ten (Akkorde) nach arbeitswissenschaftlichen Grundsätzen festzu­
setzen. Es heißt in diesem Tarifvertrag:

"1. Akkordarbeit ist eine Arbeit, bei der die 
zur Ausführung der Arbeit erforderliche 
Zeit vorher auf der Grundlage der mensch-
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liehen Normalleistung festgelegt und dem 
Arbeitnehmer vorgegeben wird.

2. Die Normalleistung ist nicht ein indivi­
dueller betrieblicher Leistungsdurchschnitt, 
sondern eine überbetriebliche Konstante. 
Menschliche Normalleistung ist also jene 
Leistung, die auf Dauer von einem genügend 
geeigneten und genügend geübten Arbeitneh­
mer bei normaler Intensität und normaler 
Wirksamkeit erbracht wird.

3. Vorgabezeiten (Akkorde) ... sind nach ar­
beitswissenschaftlichen Grundsätzen so 
festzusetzen, daß Akkordarbeiter bei nor­
maler Leistung und vorgeschriebener Ar­
beitsgüte einen Verdienst in der Höhe des 
Akkordrichtsatzes erreichen, wenn sie die 
in der Vorgabezeit enthaltenen persönli­
chen Verteilzeiten und - falls gegeben - 
Erholungszeiten einhalten.

4. Der Akkordrichtsatz ...”

Nach diesen tariflichen Bestimmungen haben die im Akkord 
beschäftigten Arbeitnehmer nur Anspruch auf einen Akkordlohn, bei 
dem die Akkordvorgabezeiten auf arbeitswissenschaftlicher Grund­
lage ermittelt werden. Eine arbeitswissenschaftliche Methode zur 
Ermittlung der Akkordvorgabezeiten ist die Methode "REFA". Auf 
diese Methode haben sich Arbeitgeber und Betriebsrat geeinigt. 
Nach dieser Methode werden die tariflich geschuldeten Akkordver­
dienste berechnet.

Bis zum 1. Juli 1984 berechnete der Arbeitgeber die Ak­
kordverdienste nicht nur aufgrund dieser nach REFA ermittelten 
Vorgabezeiten. Diese Zeitvorgaben wurden vielmehr um 50 % erhöht. 
Das führte zu höheren Löhnen, auf die die Arbeitnehmer nach dem 
Tarifvertrag keinen Anspruch hatten. Insoweit handelte es sich um 
Ubertarifliche Zulagen. Diese Zulagen sind in Form eines Zu­
schlags zu den Vorgabezeiten ausgewiesen. Sie knüpfen an die nach

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 -

dem Tarifvertrag vorgeschriebene Ermittlung der Vorgabezeiten 
nach arbeitswissenschaftlichen Grundsätzen an.

Zwar ist auch die um den Zuschlag erhöhte Vorgabezeit ein 
"Akkordsatz” im Sinne von 5 87 Abs. 1 Nr. 11 BetrVG. Dieser 
Akkordsatz unterliegt jedoch nicht der Mitbestimmung des Be­
triebsrats, da die Akkordsätze tariflich geregelt sind und somit 
ein Mitbestimmungsrecht nach 5 87 Abs. 1 Eingangssatz BetrVG 
ausscheidet.

Aus dem gleichen Grunde steht § 23 des genannten Mantelta­
rifvertrags der Kürzung dieser Zulagen nicht entgegen. Nach die­
ser Bestimmung können Vorgabezeiten (Akkorde) vom Arbeitgeber nur 
dann neu festgesetzt werden, wenn sich die technischen oder or­
ganisatorischen Voraussetzungen geändert haben. Diese Bestimmung 
betrifft nur den Tariflohn selbst, nicht auch übertarifliche Zu­
lagen, mögen sie auch in der Vorgabezeit enthalten sein.

b) Auch nach 5 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG ergibt sich für diese 
Angelegenheit kein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats.

Nach dieser Bestimmung hat der Betriebsrat mitzubestimmen in 
Fragen der betrieblichen Lohngestaltung. Dazu gehört auch die 
Ausgestaltung freiwilliger Ubertariflicher Zulagen.

Dieses Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats ist bei frei­
willigen Leistungen, auf die die Arbeitnehmer weder nach einer 
Betriebsvereinbarung noch aus sonstigen Rechtsgründen einen An-JLaw – Gesetze und Urteile
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spruch haben, eingeschränkt. Bei solchen Leistungen kann der Be­
triebsrat die Leistung selbst nicht erzwingen. Deshalb kann auch 
der Spruch der Einigungsstelle eine solche Verpflichtung des Ar­
beitgebers nicht begründen (BAG ^3, 21$, 289 f. = AP Nr. 3 zu 
§ 87 BetrVG 1972 Prämie, zu B III 3 der Gründe).

Hier handelt es sich um eine solche freiwillige Leistung. 
Deshalb ist der Arbeitgeber frei in der Entscheidung darüber, ob 
und in welchem finanziellen Umfang er solche Zulagen gewährt. Er 
ist insoweit nicht auf eine Einigung mit dem Betriebsrat ange­
wiesen (§ 87 Abs. 2 BetrVG). Die Einigungsstelle könnte den Ar­
beitgeber nicht verpflichten, höhere Zuschläge zu zahlen. Die 
Entscheidung, ob Zuschläge zum Tariflohn ungekürzt oder nach 
neuem Maßstab nur gekürzt weitergezahlt werden sollen, trifft im 
Verhältnis zum Betriebsrat, also in betriebsverfassungsrechtli­
cher Hinsicht, allein der Arbeitgeber. Ob und wie er diese Ent­
scheidung individual-rechtlich gegenüber den Arbeitnehmern des 
Betriebs durchsetzen kann, ist nicht Gegenstand dieses Rechts­
streits .

Um eine solche Kürzung der Zulagen handelt es sich im vor­
liegenden Fall. Zwar hat der Arbeitgeber nicht das Gesamtvolumen 
aller gezahlten Zulagen rechnerisch ermittelt und das so ermit­
telte Gesamtvolumen gekürzt. Er hat aber die Maßstäbe, nach denen 
Zulagen bisher gezahlt wurden, zum Nachteil der Arbeitnehmer 
verändert. Das ist ebenfalls eine der Mitbestimmung des Be­
triebsrats nicht unterliegende Kürzung.
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Danach besteht kein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei 
der Veränderung des Maßstabs, nach dem Ubertarifliche Zulagen 
gewährt wurden, zum Nachteil der betroffenen Arbeitnehmer. Diese 
Maßnahme muß der Betriebsrat hinnehmen.

2. Dagegen besteht ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei 
der Verteilung des vom Arbeitgeber neu festgelegten Volumens für 
die Zulagen auf die betroffenen Arbeitnehmer.

a) Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats folgt insoweit aus 
5 8? Abs. 1 Nr. 10 BetrVG. Nach dieser Bestimmung hat der Be­
triebsrat in allen Fragen der betrieblichen Lohngestaltung ein 
Mitbestimmungsrecht. Die Mitbestimmung des Betriebsrats soll den 
Arbeitnehmer vor einer einseitig an den Interessen des Unterneh­
mens orientierten oder willkürlichen Lohngestaltung schützen. Es 
geht um die Angemessenheit und Durchsichtigkeit des innerbe­
trieblichen Lohngefüges und die Wahrung der innerbetrieblichen 
Lohngerechtigkeit (ständige Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­
richts, vgl. zuletzt BAG 46, 182 = AP Nr. 3 zu $ 87 BetrVG 1972 
Tarifvorrang, zu B III 1 der Gründe, mit weiteren Nachweisen).

Angelegenheiten der betrieblichen Lohngestaltung sind auch 
in den Fällen zu regeln, in denen der Arbeitgeber Zulagen zahlt, 
die im Ergebnis zu einer Erhöhung des tariflich geregelten Ak­
kordlohns führen (Beschluß des Senats vom 17. Dezember 1985 
- 1 ABR 6/84 -, zur Veröffentlichung vorgesehen). Auch bei sol­
chen Zulagen bleibt - selbst wenn sie freiwillig gewährt werden - 
zu regeln einmal, ob sie überhaupt gewährt werden, und zum ande-
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ren, ob deren Gewährung an bestimmte Voraussetzungen und damit an 
eine einsehbare und durchschaubare Regelung geknüpft werden soll 
(BAG, aaO, zu B II 2 der Gründe). Die Freiwilligkeit der vom Ar­
beitgeber gezahlten Zulagen führt nur zu einer Einschränkung des 
Mitbestimmungsrechts, nicht zum Ausschluß. Will der Arbeitgeber 
eine solche Zulage zahlen, hat der Betriebsrat bei deren näherer 
Ausgestaltung - jedoch unter Beachtung der mitbestimmungsfreien 
Vorgaben des-Arbeitgebers mitzubestimmen (BAG Großer Senat, Be­
schluß vom 16. September 1986 - GS 1/82 -, zu C IV 3 der Grün­
de ).

b) Nach der Kürzung des Gesamtvolumens ist noch darüber zu 
entscheiden, wie sich die Kürzungsmaßnahmen auf die einzelnen 
Arbeitnehmer, die bisher solche Zulagen erhielten, auswirken 
sollen. Zwar ist die Entscheidung Uber die finanzielle Ausstat­
tung und damit auch die Kürzung des Gesamtaufwands mitbestim­
mungsfrei. Mitbestimmungspflichtig ist aber die Verteilung der 
Kürzungen auf den betroffenen Personenkreis. Das gilt etwa für 
die Fälle, in denen der Arbeitgeber Leistungszulagen widerrufen 
will, um sie künftig nach anderen Grundsätzen gewähren zu können 
(BAG Urteil vom 17. Dezember 1980 - 5 AZR 570/78 - AP Nr. H zu 
% 87 BetrVG 1972 Lohngestaltung; Urteil vom 3. August 1982 
- 3 AZR 1219/79 - BAG 39, 277 = AP Nr. 12 zu $ 87 BetrVG 1972 
Lohngestaltung). Diese Grundsätze gelten aber auch für den vor­
liegenden Fall. Auch hier muß geregelt werden, wie das insgesamt 
gekürzte Zulagenvolumen auf die betroffenen Arbeitnehmer verteilt 
wird. Das ist eine Frage der innerbetrieblichen Lohngerechtigkeit 
(vgl. auch Galperin/Löwisch, BetrVG, 6. Aufl., 5 87 Rz 226 g).
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Der Einwand des Arbeitgebers, es Rehe nicht um Fragen der 
innerbetrieblichen Lohngerechtigkeit, weil er bei allen in Be­
tracht kommenden Arbeitnehmern die Zeitzuschläge um 1,5 % gekürzt 
habe, ist nicht berechtigt. Die gleichmäßige Weitergabe der Kür­
zung an alle in Betracht kommenden Arbeitnehmer ist nur eine der 
möglichen Entscheidungen. Sie ist nicht zwingend und bedarf des­
halb der Mitbestimmung des Betriebsrats. Es könnte auch vernünf­
tig und zweckmäßig sein, unterschiedlich zu kürzen, je nach Ta­
riflohngruppe oder Leistungsgrad. Darüber, wie die Kürzungen 
weitergegeben werden sollen, hat der Betriebsrat mitzubestimmen.

3. Danach ist die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers teilweise 
begründet. Das Landesarbeitsgericht hat nicht ausreichend unter­
schieden zwischen der Kürzung des Gesamtvolumens und der Vertei­
lung dieses.gekürzten Volumens auf die betroffenen Arbeitnehmer. 
Entsprechend hat der Senat die Entscheidungsformel klargestellt.

Dr* Kissel Dr. Heither Matthes
Weinmann Lappe
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